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Zusammenfassung: Legitimiert durch den Verweis auf Prozesse der Globalisierung wurden in Deutschland seit Beginn
der 1990er Jahre sozial- und arbeitsmarktpolitische Reformen implementiert, die, direkt oder indirekt, auf den Ausbau
des Niedriglohnsektors abzielen. Trotzdem konnte in vielen Studien zum „Working Poor“ – Problem kein tief greifender
Wandel der materiellen Lebensbedingungen von Erwerbstätigen nachgewiesen werden. Dies ist darauf zurückzuführen,
dass etablierte Erwerbstätige durch institutionelle Mechanismen weitestgehend vor den Auswirkungen der Reformen
(bzw. vor einer Abwertung ihrer Arbeitsmarktposition) geschützt sind. Dieser Schutz besteht allerdings nicht für Per-
sonen, die nicht durch vorgelagerte Erwerbstätigkeit abgesichert sind. Dementsprechend zeigen empirische Analysen auf
der Basis des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP), dass sich niedrig entlohnte Beschäftigung und Armut insbesondere
unter Einsteigern auf dem Arbeitsmarkt (aus dem Bildungssystem und bei Übergängen aus der Erwerbslosigkeit) aus-
gebreitet haben. Die Risiken dieser Gruppen sind in Relation zu allen Erwerbstätigen zwischen 1991 und 2006 überpro-
portional angestiegen.
Summary: Since the early 1990s, Germany has implemented social and labor market policies directly or indirectly aimed
at the expansion of the low-wage sector. Nevertheless, many studies about the working poor have not revealed a serious
change in the material living conditions of the employed. This can be explained by the basic constitution of the German
welfare state and labor market, which protect established employees from the effects of reforms, and consequently from
a decline in their labor market position. However, this does not apply to persons who are not protected because of pre-
vious employment. Accordingly, empirical analyses on the basis of the Socio-Economic Panel (SOEP) show that low-wa-
ge work and poverty have spread among entrants and re-entrants in the labor market. Thus, with regard to the overall
development of the working poor rate, the risks of these groups have increased disproportionately.
1. Einleitung
Seit Mitte der 1990er Jahre findet in Deutschland
ein von politischen Reformen geleiteter Verände-
rungsprozess der wohlfahrtsstaatlichen Konfigura-
tion und des Arbeitsmarktes statt. Legitimiert wird
dieser Prozess durch Verweise auf technischen und
demografischen Wandel sowie Veränderungen in
den globalen Rahmenbedingungen (Rieger/Leib-
fried 1997, Hurrel/Woods 1995, Byrne 2003). Kon-
krete politische Maßnahmen betreffen erstens die
Ausgestaltung der Rahmenbedingungen unterneh-
merischer Beschäftigungspolitik, zweitens die Ver-
änderung der Zumutbarkeitskriterien von Erwerbs-
tätigkeit sowie drittens Einschnitte in das soziale
Sicherungssystem (Clasen 2005, Steffen 2008), wo-
bei Transferregelungen verstärkt zu Instrumenten
arbeitsmarktpolitischer Interessen verformt werden
(vgl. Heinelt 2003, Becker/Hauser 2006).
Diese Prozesse zielen direkt oder indirekt auf eine
Ausweitung atypischer Beschäftigungsverhältnisse
und die Verdrängung des Normalarbeitsverhältnis-
ses (Mückenberger 1985). Mehrere Arbeiten bele-
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Deutschen Forschungsgemeinschaft geförderten Projektes
„Working Poor in Europa: Armut trotz Erwerbstätigkeit“.
Die in dieser Studie verwendeten Daten des Sozio-oekono-
mischen Panels (SOEP) wurden vom Deutschen Institut
für Wirtschaftsforschung (DIW) bereitgestellt.
gen dementsprechend eine Zunahme atypischer Be-
schäftigungsformen zwischen 1991 und 2007 (z. B.
Koch/Becker 2003) bzw. weisen zusätzlich einen
Rückgang sozialversicherungspflichtiger, unbefris-
teter Vollzeitstellen nach (Voss-Dahm 2005, Bäcker
2006, Statistisches Bundesamt 2008). Da atypische
Beschäftigung häufig im Niedriglohnsektor angesie-
delt ist (Kalina/Weinkopf 2006), verlieren niedrig
entlohnte Jobs ihre traditionelle Rolle als zusätzli-
che Einkommensquelle von Haushalten (Becker
2002) und treten stattdessen zunehmend als Haupt-
einkommensquelle auf. Weil diese Form von Nied-
riglohnbezug mit einem hohen Armutsrisiko assozi-
iert ist (Gießelmann/Lohmann 2008), erscheint die
Erhöhung der „Working Poor“-Quote in Deutsch-
land im entsprechenden Zeitraum als folgerichtige
Erwartung.
Allerdings konnte im Rahmen empirischer Studien
diese Vermutung nur begrenzt bestätigt werden: Je
nach Definition und Datengrundlage weisen ein-
schlägige Untersuchungen – wenn überhaupt – nur
einen marginalen Anstieg des Armutsrisikos Er-
werbstätiger aus (z. B. Fritzsche/Haisken-DeNew
2004, Strengmann-Kuhn 2003, Gießelmann/Loh-
mann 2008). Grund hierfür sind vermutlich institu-
tionelle Mechanismen, welche die Effekte sozial- und
arbeitspolitischen Wandels für etablierte Träger be-
stimmter beruflicher Positionen abfedern. Zu diesen
Institutionen gehören einerseits Gewerkschaften und
andererseits Regelungen zum Kündigungsschutz. Die
Ergebnisse der zitierten Studien täuschen daher eine
Robustheit der erwerbstätigen Bevölkerung gegen-
über sozial- und arbeitsmarktpolitischem Wandel
vor, da sich Reformimpulse nur an den Rändern der
Arbeitsmarktpopulation (bzw. bei Übergängen aus
der Nichterwerbstätigkeit in das Erwerbssystem)
durchsetzen können und Erhöhungen der Armuts-
quoten spezifischer Gruppen in der Grundgesamtheit
aller Erwerbstätigen verdeckt bleiben. Demnach wä-
ren also insbesondere Einsteiger in den Arbeitsmarkt
(beim Übergang vom Bildungssystem bzw. aus der
Arbeitslosigkeit) einem sich im Zeitverlauf verschär-
fenden „Working Poor“-Risiko ausgesetzt.
Diese Hypothese ist Gegenstand der hier präsentier-
ten Studie. Empirische Untersuchungen zu den Im-
plikationen unterschiedlicher berufsbiographischer
Positionen in Deutschland, welche die Entwicklung
im Zeitverlauf berücksichtigen, wurden bisher von
Blossfeld und Mills (2003), Bispinck und Schäfer
(2005), Gangl (2003) sowie dem Statistischen Bun-
desamt (2008) vorgelegt.1 Die in diesen Studien ver-
wendeten Zielvariablen beziehen sich allerdings
ausschließlich auf individuelle Arbeitsbedingungen.
Veränderungen des Armutsrisikos (oder anderer In-
dikatoren materieller Lebensbedingungen) werden
nicht untersucht. Überdies reicht das Beobach-
tungsfenster der zitierten Studien (abgesehen von
dem rein deskriptiven Bericht des Statistischen Bun-
desamtes) maximal bis zum Ende der 1990er Jahre
– die oben skizzierten Arbeitsmarktprozesse werden
daher nur am Rande erfasst. Zudem bilden die
Analysen zwar den Wandel der Arbeitsmarktsitua-
tion von Einsteigern aus dem Bildungssystem ab,
doch die Veränderungen für Übergänger aus der Er-
werbslosigkeit (im Folgenden „Wiedereinsteiger“
genannt) bleiben unbeleuchtet. Somit liegen hinrei-
chende empirische Belege zur oben formulierten
Hypothese bisher nicht vor. Zu ihrer Prüfung wird
im Rahmen dieser Studie eine empirische Analyse
zu den Veränderungen des Armutsrisikos beim Ein-
oder Wiedereinstieg in das deutsche Erwerbssystem
zwischen 1991 und 2006 auf Basis des Sozio-oeko-
nomischen Panels (SOEP) durchgeführt.
Zuvor wird im nächsten Abschnitt des Artikels der
Reformprozess in Deutschland seit 1991 systema-
tisch aufgearbeitet. Anschließend werden im dritten
Abschnitt die Schutzmechanismen in den Kontext-
bedingungen des Arbeitsmarktes genauer erläutert.
Der vierte Abschnitt vereint schließlich die theoreti-
schen Stränge der Arbeit und enthält konkrete Vor-
hersagen zu Veränderungen des Armutsrisikos
spezifischer Arbeitsmarktgruppen. Nach der Be-
schreibung der Daten und Methoden in Abschnitt 5
werden diese anschließend in Abschnitt 6 empirisch
untersucht.
2. Sozial- und arbeitsmarktpolitischer
Wandel in Deutschland
In diesem Abschnitt wird zunächst ein Schema ent-
wickelt, auf dessen Grundlage die einzelnen, se-
quenziell implementierten Reformpakete seit 1991
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kategorisiert werden können. Schließlich soll auf
Basis dieser Kategorisierungen der Beobachtungs-
zeitraum in mehrere, in sich geschlossene Abschnit-
te des Reformprozesses unterteilt werden.
Will man die wesentlichen Implikationen des Re-
formprozesses in Deutschland herausarbeiten, so
lässt sich feststellen, dass die eingeführten Regelun-
gen auf die Veränderung von drei Komponenten in
den Kontextbedingungen des Arbeitsmarktes zie-
len: Zumutbarkeit, Deregulierung und Kommodifi-
zierung (vgl. Koch/Walwei 2005, Seifert 2005). Zu-
mutbarkeit bezeichnet das Ausmaß, bis zu dem ein
formell akzeptabler Job von dem Standard abwei-
chen darf, der durch das Qualifikationsniveau und
ggf. vorherige Erwerbstätigkeiten definiert wird.
Deregulierung bezieht sich auf den Grad an Diver-
sität von Beschäftigungsformen, die durch Geset-
zesänderungen ermöglicht und forciert werden. Mit
Kommodifizierung ist, in Anlehnung an die klassi-
sche Definition Esping-Andersens (1990), die Aus-
prägung materieller Anreizschemata zur Aufnahme
oder Beibehaltung von Erwerbstätigkeit gemeint.
Maßnahmen, die auf eine Erhöhung des Grades an
Kommodifizierung zielen, schließen in erster Linie
Reduktionen der Arbeitslosenunterstützung (und
sonstiger materieller Hilfen) ein. Allerdings determi-
nieren auch die Bedingungen des Bezugs der Lohn-
ersatzleistungen die Marktabhängigkeit einer Per-
son. Neben Einschnitten in das Sicherungssystem
gelten daher auch Verschärfungen der Bezugsbedin-
gungen bzw. die Implementation von Sanktionsmög-
lichkeiten als kommodifizierende Maßnahmen. Zu-
sammen ermöglichen diese Begriffe eine klare
Abgrenzung der unterschiedlichen Wirkungsebenen
der Reformen: Deregulierung ordnet die Angebots-
struktur des Arbeitsmarktes neu, die Verschärfung
von Zumutbarkeit legt ein Einordnungsraster über
den neu gebildeten Markt, Kommodifizierung for-
ciert die Integration in dieses Raster.
Die zwischen 1991 und 2006 implementierten Re-
formpakete wirken in der Regel auf allen drei ein-
geführten Ebenen. Allerdings werden die unter-
schiedlichen Aspekte mehr oder weniger stark
akzentuiert. Das Arbeitsmarktförderungsreformge-
setz (AFRG), das 1997 verabschiedet wurde, gilt
als erster elementarer Einschnitt in die gesamtdeut-
sche Arbeitsmarktpolitik (Rabe/Schmid 1999, Feil
et al. 2008). Schwerpunkt dieser Reform ist die Ver-
änderung von Zumutbarkeit. Die Neujustierung
formeller Kriterien betrifft dabei sowohl das Quali-
fikationsniveau als auch das Gehalt und die Er-
werbsform (Clasen 2005). Parallel dazu werden
atypische Beschäftigungsformen gefördert, da der
Gesetzgeber nun einerseits sogenannte befristete
Eingliederungsverhältnisse von der Sozialversiche-
rungspflicht befreit und andererseits Beschäftigun-
gen in Kleinbetrieben gezielt subventioniert (Steffen
2008).
Das Job-Aqtiv Gesetz (2002) erhöht im beobachte-
ten Zeitraum erstmals den Grad an Kommodifizie-
rung, da bei unkooperativem Verhalten und vor-
sätzlicher Verhinderung einer Arbeitsaufnahme nun
der Bezug von Leistungen gesperrt werden kann
(Steffen 2008). Zudem werden die Bedingungen zur
Leih- und Zeitarbeit gelockert und parallel dazu
Regelungen zur staatlichen Förderung befristeter
Vertretungsstellen implementiert (Clasen 2005).
Schließlich vergrößert der Gesetzgeber das Spek-
trum zumutbarer Tätigkeiten um Zeitarbeit und
adressiert somit im Rahmen des Job-Aqtiv Gesetzes
alle drei Dimensionen in etwa gleichmäßig.
Beim zweiten Gesetz für moderne Dienstleistungen
am Arbeitsmarkt (Hartz II-Reform), das zum 1.
April 2003 in Kraft trat, dominiert das Motiv der
Deregulierung. So werden die Voraussetzungen zur
Realisierung geringfügiger Beschäftigungsverhält-
nisse (Mini- und Midi-Jobs) und befristeter Arbeits-
verträge gelockert (Bäcker 2006, Koch/Bäcker
2003). Zudem fördert der Gesetzgeber mit der Ein-
führung des Existenzgründungszuschusses und der
Legitimierung sogenannter scheinselbstständiger
Beschäftigungsverhältnisse gezielt selbstständige
Arbeit. Weniger drastisch, aber ebenfalls relevant
sind Veränderungen des Grades an Kommodifizie-
rung im Zusammenhang mit einer Absenkung der
Freibeträge für Empfänger von Arbeitslosenhilfe
(Steffen 2008).
Das vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am
Arbeitsmarkt (Hartz IV-Reform, 2005) begrenzt
die Bezugsdauer Status sichernder Arbeitslosen-
unterstützung auf 12 Monate. Nach Ablauf dieses
Zeitraums greift nun das steuerfinanzierte Arbeits-
losengeld II, dessen Niveau in etwa dem der Sozial-
hilfe entspricht und das unter dem Gesichtspunkt
der Bedürftigkeit, d. h. unter Anrechnung aller Ein-
kommen auf der Haushaltsebene, gewährt wird
(vgl. Becker/Hauser 2006). Diese Maßnahmen, die
auch als starke implizite Sanktionierung von Ar-
beitslosigkeit gewertet werden können, erhöhen
den Grad an Kommodifizierung drastisch. Ein zu-
sätzlicher Aspekt des Reformpaketes ist die Ver-
schärfung der Zumutbarkeit durch die Kopplung des
Transferbezuges an die Bereitschaft, jede sittenkon-
forme Arbeit und Eingliederungsmaßnahme zu ak-
zeptieren (vgl. Heinelt 2003, Bispinck/Schäfer 2005).
Tabelle 1 fasst die Ausführungen auf Grundlage der
eingeführten Begriffe zusammen. Gleichzeitig kon-
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stituieren die drei Ebenen die Achsen eines Koor-
dinatensystems, in das der Status des Reformpro-
zesses in Deutschland eingeordnet werden kann.
Auf Grundlage dieses (dreidimensionalen und da-
her nicht illustrierbaren) Koordinatensystems soll
der untersuchte Zeitraum im nächsten Schritt in
mehrere Phasen unterteilt werden, die sich jeweils
durch relativ starke Konsistenz hinsichtlich der Ko-
ordinaten auszeichnen. Bei der Einteilung ist zu be-
rücksichtigen, dass die skizzierten Gesetzesände-
rungen nicht immer zum Jahresbeginn in Kraft
treten. Viele Reformen werden außerdem aufgrund
von Übergangsregelungen oder Vorlaufzeiten erst
nach einer bestimmten Latenzzeit relevant. Die fol-
gende Zuordnung beruht daher auf der Annahme,
dass die legislativen Veränderungen jeweils ab dem
nächsten Jahresbeginn nach ihrer Implementation
auf individuelle Arbeits- und Lebensbedingungen
durchschlagen.
Die Tabelle verweist noch einmal darauf, dass die
hier behandelten Reformen sämtlich in der zweiten
Hälfte des Untersuchungszeitraums angesiedelt
sind. Dies reflektiert die starke arbeits- und sozial-
politische Konstanz in der Phase vor 1997 (vgl.
Zohlnhöfer 2001),2 in der lediglich die Zuwen-
dungshöhe im Rahmen der Arbeitslosenhilfe (1994
und 1996) um wenige Prozentpunkte verringert
wurde (Clasen 2005). Entsprechend bilden die Jah-
re zwischen 1991 und 1997 die erste Phase des Un-
tersuchungszeitraums.
Deutlich wird außerdem eine Verlagerung der Re-
formschwerpunkte im Zeitverlauf: Stand zunächst
die Neugestaltung von Zumutbarkeitskriterien und
die Förderung atypischer Beschäftigungsverhältnis-
se im Vordergrund, implizieren spätere Reformen
hauptsächlich Sanktionen und Eingriffe in das
Transfersystem, adressieren also schwerpunkt-
mäßig den Grad an Kommodifizierung. So ist der
Zeitraum von 1998 bis 2002 dadurch gekennzeich-
net, dass keine Prozesse implementiert wurden, die
(über vorhandene Regelungen hinaus) materielle
Einschränkungen bei Nicht-Eingliederung in den
Arbeitsmarkt vorsehen. Dementsprechend konstitu-
ieren die Jahre 1998 bis 2002 die zweite Phase des
Reformprozesses. Ab 2003 fand schließlich eine Er-
höhung des Grades an Kommodifizierung statt.
Der Zeitraum 2003 bis 2006 bildet dementspre-
chend eine weitere, eigenständige Phase des Re-
formprozesses.
Auf Grundlage des entwickelten Schemas können
also innerhalb des Untersuchungszeitraumes drei
Phasen mit jeweils relativ konsistenten Reform-Ko-
ordinaten identifiziert werden: Der von sozial- und
arbeitsmarktpolitischer Konstanz geprägte Zeit-
raum von 1991 bis 1997, der sich durch Deregulie-
rungsmaßnahmen und der Neujustierung von Zu-
mutbarkeitskriterien auszeichnende Abschnitt von
1998 bis 2002 sowie die von starken Einschnitten
in das Transfersystem begleitete Phase von 2003 bis
2006.
Durch die im Rahmen des hier skizzierten Reform-
prozesses vorgenommenen legislativen Veränderun-
gen bekommen einerseits Arbeitgeber verstärkt die
Möglichkeit, prekäre, vom Normalarbeitsverhält-
nis abweichende Beschäftigungsverhältnisse anzu-
bieten, für die vorher keine geeigneten Rahmen-
bedingungen bestanden. Andererseits bestehen für
Arbeitnehmer nun größere Anreize, solche Beschäfti-
gungen aufzunehmen. Die Auswirkungen der Refor-
men auf die konkreten Arbeits- und (materiellen) Le-
bensbedingungen werden allerdings moderiert durch
weitere Elemente des institutionellen Kontextes, die
bestimmte Arbeitnehmer systematisch vor den Fol-
gen der legislativen Veränderungen abschirmen.
Diese Schutzmechanismen strukturieren also die
Reformbetroffenheit nach Arbeitsmarktpositionen
und müssen demzufolge zunächst aufgearbeitet
werden, um konkrete Hypothesen zu den Auswir-
kungen der Reformen formulieren zu können.
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Tabelle 1 Implikationen zentraler arbeits- und sozialpolitischer Reformpakete in Deutschland zwischen 1991 und 2006
Wirkungsebene
Reformpaket Wirksam ab Zumutbarkeit Deregulierung Kommodifizierung
AFRG 1998 ++ +
Job-Aqtiv 2003 + + +
Hartz 2 2004 ++ +
Hartz 4 2006 + ++
Erläuterung: „+“ für „Erhöhung“, „++“ für „Erhöhung und Reformschwerpunkt“
2 Zurückgeführt wird dies auf die komplexe politische Si-
tuation in Deutschland zwischen 1990 und 1998 (vgl. Cla-
sen 2005), die ungewohnte und von Unsicherheit geprägte
Situation nach der Wiedervereinigung (vgl. Heinelt/Weick
1998) sowie den ökonomischen Boom in den achtziger
Jahren, der das Vertrauen in die vorhandenen Instrumente
nachhaltig geprägt hat (vgl. Kaufmann1997).
3. Auswirkungen des sozial- und
arbeitsmarktpolitischen Wandels
Im Folgenden sollen die Vermutungen zur Selektivi-
tät der Auswirkungen des skizzierten sozial- und ar-
beitspolitischen Wandels begründet und somit die
widersprüchlichen empirischen Ergebnisse zur Ent-
wicklung von Prekaritätsrisiken erklärt werden.
Dazu werden die wichtigsten auf Statusbehalt abzie-
lenden Mechanismen der institutionellen Rahmen-
bedingungen des deutschen Arbeitsmarktes skiz-
ziert, nämlich erstens die Mitgliederorientierung
gewerkschaftlichen Handelns und zweitens Rege-
lungen zum Kündigungsschutz.
Gewerkschaftliche Führungskräfte sind durch das
Wahlprinzip, auf dem die Ausübung ihrer Funktion
beruht, an Mitgliederpräferenzen gebunden (vgl.
Sesselmeier/Blauermel 1997). Da sich die Mitglie-
derschaft vorwiegend aus etablierten Erwerbstäti-
gen zusammensetzt, handeln Gewerkschaften dem-
entsprechend eher im Sinne der „Insider“ als der
„Outsider“ (vgl. Keller 1999). Als verlängerter
Arm der beschäftigten Arbeitnehmer verlagern Ge-
werkschaften daher durch ihre spezifischen Druck-
mittel den Fluss betrieblicher Ressourcen des Per-
sonaletats auf die Besitzer von Arbeitsplätzen.
Potenzielle Einsteiger und Wiedereinsteiger können
den Macht- und Verhandlungsinstrumenten, die
„Insidern“ durch ihre gewerkschaftliche Organisa-
tion zur Verfügung stehen, kein Gewicht entgegen-
setzen. Dementsprechend kann beobachtet werden,
dass ein besonders großer, von Politikern, Presse und
insbesondere Gewerkschaften getragener Protest im-
mer dann durch das Land geht, wenn bestimmte
Gruppen von Arbeitnehmern in ihren Privilegien –
beispielsweise durch Ausgliederung in „Service Cen-
ter“, Arbeitszeitverkürzung etc. – beschnitten wer-
den sollen. Einsteiger dagegen haben keine Lobby,
die Forderungen nach abgesicherten, geregelten Be-
schäftigungsverhältnissen vermittelt und akzentuiert.
Selbst unter der Annahme, dass große Teile der Per-
sonen an der Schwelle zwischen Ausbildung und
Beruf gewerkschaftlich organisiert sind, kann da-
von ausgegangen werden, dass ihre Interessen ge-
messen am Bevölkerungsanteil unterproportional
vertreten werden. So sagen Untersuchungen der
Rolle gewerkschaftlicher Führungskräfte (unter Be-
rücksichtigung einer Rationalität, welche auf die
Maximierung der Chancen einer Wiederwahl ab-
zielt) eine Orientierung gewerkschaftlichen Han-
delns an Mitgliedern mittlerer Seniorität voraus
(Oswald 1995, Bernholz/Breyer 1994).
Angehörige der Kernbelegschaft (bzw. die „In-
sider“) werden also durch gewerkschaftliches Han-
deln vor den Folgen arbeits- und sozialpolitischer
Reformen, die beispielsweise die Einrichtung atypi-
scher Beschäftigungsverhältnisse erleichtern, in gro-
ßem Maße geschützt. Dieses Handeln geht teilweise
zu Lasten der Ein- und Wiedereinsteiger, deren ge-
werkschaftliche Absicherung wesentlich schwächer
ausgebildet ist. Der Sachverständigenrat (2002:
259) konstatiert dementsprechend, dass im Jahre
2001 einerseits Besitzer von Arbeitsplätzen vielfach
in den Genuss von Lohnerhöhungen durch Tarif-
abschlüsse kamen, gleichzeitig aber Einstiege in
Normalarbeitsverhältnisse erschwert wurden. Auch
Blossfeld und Mills (2003) betonen, dass sich auf-
grund des nach wie vor hohen Niveaus an Zentrali-
tät des Lohnverhandlungssystems atypische und
prekäre Beschäftigungsverhältnisse auf Personen
konzentrieren, die einen Zugang zum Arbeitsmarkt
suchen. Empirische Evidenz für einseitiges, auf In-
sider fokussiertes tarifpolitisches Handeln der Ge-
werkschaften bieten z. B. die zentralen Lohn-
verhandlungen in der Chemieindustrie, in deren
Rahmen seit einigen Runden niedrige, außertarifli-
che Entlohnungen bei Erst- und Wiedereinstellun-
gen vereinbart worden sind (vgl. Bispinck 2008).
Ein zweites wichtiges stratifizierendes Element des
Arbeitsmarktes in Deutschland sind Regelungen
zum Kündigungsschutz. Viele Arbeitnehmer in
Deutschland erwerben mit einer fortdauernden Be-
triebszugehörigkeit zunehmende Immunität gegen-
über Entlassungen und graduellem Statusverlust
(OECD 2004, WSI 2003). Zugespitzt ist die Eigen-
schaft in der Rolle des Beamten, der nach einer Pro-
bezeit in der Regel per Gesetz so fest in seinem mit
vielen Privilegien ausgestatteten Status verankert ist
(vgl. Müller/Gangl 2003), dass eine Reduzierung
dieser Privilegien praktisch nicht möglich ist. Ar-
beitspolitischer Wandel kann sich also in vielen Fäl-
len kaum gegenüber an Seniorität gekoppelten
Schutzbestimmungen durchsetzen. Die Option, Ar-
beitsverträge den gesetzlichen Rahmenbedingungen
anzupassen, besteht in der Regel ausschließlich zum
Zeitpunkt ihrer Ausgestaltung, kann also nur bei
Einsteigern und Wiedereinsteigern realisiert wer-
den. Auf diese Weise werden Reformimpulse auf
die betrachteten Randgruppen des Arbeitsmarktes
abgewälzt.3
Es lässt sich also feststellen, dass Effekte der Refor-
men durch die Konstitution der institutionellen
Rahmenbedingungen kanalisiert werden: Kom-
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3 Einen ähnlichen Effekt ausgeprägter Regelungen zum
Kündigungsschutz belegen bzw. erklären Esping-Andersen
(2000) und Gangl (2004) in Bezug auf das Arbeitslosig-
keitsrisiko.
modifizierungs- und Deregulierungsmaßnahmen
dringen aufgrund des gewerkschaftlichen Einflusses
sowie umfassender Regelungen zum Kündigungs-
schutz und gegen Statusverlust zu großen Teilen der
Bevölkerung nicht vor. Erwerbslose sowie junge
Personen, die sich am Übergang zwischen Ausbil-
dungs- und Erwerbssystem befinden, werden dage-
gen nicht durch das Senioritätsprinzip und Ge-
werkschaften vor den negativen Implikationen des
Reformprozesses geschützt. An der Schnittstelle zwi-
schen Ausbildung und Beruf bzw. zwischen Arbeits-
losigkeit und Erwerbstätigkeit sollten dementspre-
chend sozial- und arbeitspolitische Maßnahmen
besonders deutlich sichtbar werden.
Im nächsten Abschnitt werden die Überlegungen
aus diesem und dem vorherigen Kapitel kurz zu-
sammengefasst und die auf ihrer Basis entwickelten
Hypothesen vorgestellt.
4. Hypothesen
Wie dargestellt kommt es in Deutschland seit 1991
aufgrund des Wandels arbeits- und sozialpolitischer
Rahmenbedingungen zu einer Ausbreitung atypi-
scher Beschäftigungsformen unter Hauptverdie-
nern. Solche Beschäftigungen sind mit einem hohen
Armutsrisiko assoziiert. Allerdings ist ein Großteil
der Beschäftigten, nämlich im Arbeitsmarkt etab-
lierte Erwerbstätige, vor dem Absinken ihres Be-
schäftigtenstatus relativ gut geschützt, denn Wan-
del- und Reformimpulse stehen in Deutschland in
starker Konkurrenz zu institutionellen Regelungen,
die auf Statuserhalt abzielen. Legislative Verände-
rungen können also am ehesten bei Übergängen in
das Erwerbssystem auf individueller Ebene wirk-
sam werden. Deswegen konzentrieren sich die ge-
förderten prekären Erwerbsgelegenheiten bei den
Randgruppen des Arbeitsmarktes. Das Armutsrisi-
ko von Einsteigern und Wiedereinsteigern ist folg-
lich seit 1991 überproportional angestiegen (H1).
Die genannten Randgruppen verbindet die Gemein-
samkeit, dass sie, im Gegensatz zu den Insidern des
Arbeitsmarktes, den Folgen der Reformen unge-
schützt ausgesetzt werden. Daraus kann jedoch
kein einheitlicher Effekt der verhandelten Maßnah-
men zwischen den einzelnen Randgruppen abgelei-
tet werden: Aufgrund spezifischer Charakteristika
wirken Veränderungen in den drei beschriebenen
Reformebenen für Einsteiger und Wiedereinsteiger
unterschiedlich. Die im Rahmen eines einfachen In-
sider/Outsider-Schemas bisher als homogen behan-
delten Gruppen werden daher von den beschriebe-
nen Reformen in verschiedener Intensität betroffen.
So neutralisiert eine zeitlich unbegrenzte Gehalts-
orientierung der Ersatzleistung (bzw. ein niedriger
Grad an Kommodifizierung) den Effekt veränderter
Regelungen zum Qualifikationsschutz, weil eine
Fortsetzung der Erwerbslosenphase auf relativ ho-
hem materiellem Niveau als Rückzugsmöglichkeit
bestehen bleibt. Voraussetzung ist allerdings, dass
durch vormalige Erwerbstätigkeit entsprechende
Ansprüche erworben wurden. Die Veränderung
von Zumutbarkeitskriterien sowie Maßnahmen zur
Deregulierung greifen daher als eigenständige Ef-
fekte bei Wiedereinsteigern in den Arbeitsmarkt
nur eingeschränkt, denn ihre Wirksamkeit ist in
dieser Gruppe stark von der Ausgestaltung des
Transfersystems abhängig. Erst bei zusätzlicher Im-
plementation von kommodifizierenden Maßnah-
men kann eine Redefinition von Zumutbarkeitskri-
terien stärker Wirkung zeigen und größere Anreize
zur Aufnahme institutionell geförderter, atypischer
Beschäftigungsformen setzen. Wie bereits dargelegt
treten kommodifizierende Maßnahmen allerdings
zeitversetzt zu Veränderungen auf den anderen bei-
den Reformebenen in Kraft, nämlich erst ab 2003
(vgl. Tabelle 1). Ein überproportionaler Anstieg des
Armutsrisikos von Wiedereinsteigern ist daher ins-
besondere in der dritten Phase des Reformprozesses
zu erwarten (H2).
Für Personen an der Schwelle zwischen Ausbildung
und Beruf sind die im Rahmen des Reformprozesses
erfolgten Anhebungen des Grades an Kommodifi-
zierung weniger relevant, da in dieser Gruppe noch
keine über die Grundsicherung hinausgehenden An-
sprüche erworben wurden, aus denen ein großes
Drohpotenzial abgeleitet werden könnte – für den-
jenigen, der keine Bezugsrechte hat, stellt ihre Kür-
zung keine Sanktion dar. Es besteht also für poten-
zielle Einsteiger keine Rückzugsmöglichkeit auf
hohe Lohnersatzleistungen. Potenzielle Einsteiger
sind auf das Angebot des Arbeitsmarktes angewie-
sen und werden daher bereits bei zunehmender De-
regulierung verstärkt in atypische Beschäftigungs-
verhältnisse gedrängt. Die Implementation von
Regelungen, die solche Erwerbsgelegenheiten för-
dern, erfolgt sukzessiv ab 1998 (vgl. Tabelle 1). Ein
überproportionales Wachstum der Armutsquoten
ist für Einsteiger daher bereits ab der zweiten Phase
des Untersuchungszeitraums zu erwarten (H3).
Neben differenzierten Vorhersagen für Einsteiger
und Wiedereinsteiger erscheinen zudem Unterschei-
dungen innerhalb der Gruppe der Wiedereinsteiger
angebracht. So adressieren viele der im Rahmen der
Hartz-Reformen eingeführten Regelungen explizit
die Empfänger von Arbeitslosenhilfe, also Langzeit-
arbeitslose. Entsprechend muss überprüft werden,
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ob die Erwerbsbiografie von Wiedereinsteigern
nicht nur ihr Prekaritätsrisiko strukturiert (z. B.
Ludwig-Mayerhofer 1992), sondern ob auch Dis-
paritäten im Trendeffekt zwischen Wiedereinstei-
gern mit unterschiedlich intensiven Arbeitslosig-
keitserfahrungen bestehen. Deshalb werden in der
multivariaten Analyse Wiedereinsteiger nach Dauer
der vorangegangenen Phase der Arbeitslosigkeit in
vormals Langzeitarbeitslose und vormals nicht
Langzeitarbeitslose differenziert.
5. Daten und Methoden
In der empirischen Analyse wird, den Hypothesen
entsprechend, der Zusammenhang zwischen Armut
und (Wieder-) Einstiegen im Zeitverlauf untersucht.
Zudem werden die dargelegten Begründungen für
die vermuteten Entwicklungen auf empirische Kon-
sistenz überprüft und denkbare Alternativerklärun-
gen ausgeschlossen. Zunächst müssen allerdings die
verwendete Datenbasis sowie Operationalisierun-
gen der abhängigen und unabhängigen Merkmale
ausführlich erläutert werden, da die Komplexität
der Konzepte von Einstieg und Wiedereinstieg die
Verknüpfung unterschiedlicher, zu verschiedenen
Zeitpunkten gewonnener Informationen erfordert.
5.1 Stichprobe
Grundlage der empirischen Analyse ist das Sozio-
oekonomische Panel (SOEP). Obgleich die Opera-
tionalisierung der Konzepte auf personenspezi-
fischen Längsschnittinformationen beruht, werden
in den empirischen Analysen die Befragungswellen
1991 bis 2006 als Serie von Querschnittserhebungen
behandelt. Um die gleichermaßen erhebungstech-
nisch bedingte als auch durch spezielle Forschungs-
interessen motivierte Über- bzw. Unterrepräsentation
bestimmter sozio-demografischer Gruppen zu kor-
rigieren, werden in sämtlichen Analysen die von der
SOEP-Forschungsgruppe bereitgestellten Quer-
schnittsgewichte (vgl. Pischner 2007) verwendet.
Die Population besteht aus Erwerbstätigen in pri-
vaten Haushalten. Die Größe der Stichprobe vari-
iert erhebungsbedingt zwischen 7.217 (1997) und
13.220 (2000) Personen pro Jahr. Insgesamt liegen
146.260 Beobachtungen (davon 108.383 in West-
und 37.877 in Ostdeutschland) vor, die sich auf
24.770 mehrfach befragte Personen verteilen.
5.2 Operationalisierung
Armut wird auf der Basis des monatlichen Haus-
haltsnettoeinkommens gemessen.4 Um Unterschie-
de im Bedarf von Haushalten zu berücksichtigen,
wird jedem Haushalt ein Gewicht entsprechend sei-
ner Größe und Zusammensetzung auf der Grund-
lage der modifizierten OECD-Äquivalenzskala zu-
gewiesen. Unter der Annahme, dass der Quotient
aus Haushaltseinkommen und -gewicht, das äqui-
valenzskalierte Haushaltsnettoeinkommen, ein vali-
der Indikator des materiellen Wohlstandes eines
Haushaltes ist, wird es in allen Analysen zur Be-
rechnung und Bestimmung von Armut verwendet.
Als arm gelten Personen in Haushalten mit einem
äquivalenzskalierten Einkommen, das weniger als
60 Prozent des Medians der Verteilung (berechnet
für Gesamtdeutschland) beträgt. Somit wird ein
Maß verwendet, das sich sowohl in der nationalen
als auch der internationalen Armutsforschung
etabliert hat (vgl. Andreß/Lohmann 2008). Ein
Niedriglöhner ist in dieser Arbeit definiert als Er-
werbstätiger, der weniger als zwei Drittel des ge-
samtdeutschen Medians der monatlichen Netto-
erwerbseinkommen verdient. Dabei wird nur das
Haupteinkommen berücksichtigt und keine Löhne
ggf. vorhandener Nebenjobs.
Als erwerbstätig gelten Personen zwischen 17 und
64 Jahren, die mindestens eine Stunde pro Woche
arbeiten. Allerdings werden Schüler, Auszubildende5
und Studenten, die jünger als 28 Jahre alt sind, sowie
Zivil- und Wehrdienstleistende ausgeschlossen. Diese
Grenzsetzung orientiert sich an sozialpolitischen
Konventionen: Die Zuteilung spezifischer finanziel-
ler Zuwendungen, wie beispielsweise BAföG und
Kindergeld, erfolgt in der Regel nur beim Unter-
schreiten dieser Altersgrenze. Ein erwerbstätiger
Student, der älter als 27 Jahre ist, verliert daher, zu-
mindest partiell, die gesellschaftliche Anerkennung
als Student und wird dementsprechend als Erwerbs-
tätiger klassifiziert.6 Um die Definitionen von Be-
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4 Im SOEP wird diese Information über die so genannte
„Einkommens-Screener“-Frage erhoben: „Wenn man alle
Einkünfte zusammennimmt: Wie hoch ist das monatliche
Haushaltsnettoeinkommen aller Haushaltsmitglieder heu-
te? Bitte geben Sie den monatlichen Netto-Betrag an, also
nach Abzug von Steuern und Sozialabgaben. Regelmäßige
Zahlungen wie Renten, Wohngeld, Kindergeld, BAföG, Un-
terhaltszahlungen usw. rechnen Sie bitte dazu! Falls nicht
genau bekannt: Bitte schätzen Sie den monatlichen Betrag.“
5 Umschüler und Personen in beruflichen Weiter- oder
Fortbildungsmaßnahmen gelten hierbei nicht als Auszubil-
dende.
6 „Erwerbstätigkeit“ ist in dieser Arbeit somit verhältnis-
rufstätigkeit und Berufseinstieg konsistent zu hal-
ten, ist die Abgrenzung von Ausbildungs- und Er-
werbstätigkeit von besonderer Bedeutung: Per-
sonen, die nur übergangsweise zur Überbrückung
zweier Ausbildungsphasen arbeiten, gelten daher
als nicht erwerbstätig, selbst wenn die formalen
Kriterien zum Zeitpunkt der Messung erfüllt wer-
den (vgl. Konietzka 1998). Dauert die Übergangs-
phase indes länger als zwei Jahre an, wird die an-
schließende Ausbildungsphase als Unterbrechung
einer bereits begonnenen Erwerbskarriere eingeord-
net.
Entsprechend der zu überprüfenden Hypothesen
sind Übergänge in die oben definierte Erwerbstätig-
keit (aus dem [Aus-] Bildungssystem bzw. aus der
Arbeitslosigkeit) die wichtigsten unabhängigen
Faktoren in den Analysen. Als Einsteiger zu einem
Beobachtungszeitpunkt t gelten erwerbstätige Per-
sonen, die ihren ersten Job innerhalb der letzten
drei Jahre vor der Befragung aufgenommen haben,
also während des Intervalls [t-3, t] vom Ausbil-
dungs- oder (Hoch)Schulsystem in das Erwerbssys-
tem übergegangen sind. Die Länge der Periode, die
hierbei als Einstiegsphase definiert wird, trägt dem
stufenhaften Charakter des Eintritts in die Erwerbs-
tätigkeit Rechnung (vgl. Scherer 2001, Gangl
2003). Bereits in der Variable zur Erwerbstätigkeit
ist die Entscheidung angelegt, die Ausbildungszeit
nicht zur Einstiegsphase zu zählen. Das Ausbil-
dungssystem zeichnet sich durch eine starke Anbin-
dung an staatliche Institutionen aus und konsti-
tuiert somit einen eigenständigen, von vielen
Prozessen auf dem Arbeitsmarkt abgeschirmten Be-
reich (vgl. Scherer 2001). Als Einstieg in den Ar-
beitsmarkt wird daher der Übergang in die erste Er-
werbstätigkeit nach der Ausbildung und ggf.
vorhandener Überbrückungsphasen (s. oben) be-
trachtet. Diese Konzeptionalisierung erscheint auch
vor dem Hintergrund unterschiedlicher gesell-
schaftlicher Bewertungen von niedrigen, nicht den
Lebensunterhalt tragenden Einkommen sinnvoll.
Die Tatsache, dass die (z.T. staatlich geregelten) Er-
werbseinkommen in den meisten Ausbildungsberu-
fen weit unter dem sozio-kulturellen Existenzmini-
mum liegen, deutet darauf hin, dass geringe
Einkommen innerhalb der Ausbildungsphase in we-
sentlich stärkerem Ausmaß sozial akzeptiert wer-
den, als dies bei Erwerbstätigen nach der Ausbil-
dungsphase der Fall ist.
Operationalisiert wird die Einstiegsinformation auf
Grundlage eines Itemkomplexes, der berufliche Ver-
änderungen zwischen der jeweils aktuellen und der
unmittelbar vorgelagerten Befragungswelle misst.
Innerhalb dieses Komplexes wird eine mögliche
erstmalige Erwerbstätigkeit explizit abgefragt. Al-
lerdings ist der genaue Zeitpunkt einer biographi-
schen Veränderung in der Erinnerung der Befragten
häufig verzerrt. Dementsprechend neigen Befragte
dazu, ein singuläres Ereignis in aufeinander folgen-
den Wellen mehrfach zu berichten. Um solche Dop-
pelnennungen auszuschließen, wird zur Identifika-
tion des Einstiegszeitpunktes eine im Datensatz
bereitgestellte generierte Variable verwendet, die
zusätzlich zum zeitpunktspezifischen Beantwor-
tungsschema Längsschnittinformationen berück-
sichtigt und entsprechend korrigierte (bzw. konsis-
tente) Informationen zur Erwerbsbiografie enthält.
Werden zum demgemäß identifizierten Einstiegs-
zeitpunkt die Kriterien von Erwerbstätigkeit nicht
erfüllt (weil die Person sich z. B. weiterhin in der
Ausbildungsphase oder im Übergang zwischen zwei
Ausbildungsphasen befindet), wird der Beginn der
dreijährigen Einstiegszeit auf den ersten beobacht-
baren Zeitpunkt verschoben, an dem nach der oben
gegebenen Definition eine Erwerbstätigkeit vor-
liegt.7
Auf der Grundlage der bisher präsentierten Opera-
tionalisierung können Personen, bei denen der Zeit-
punkt des Berufseinstiegs außerhalb des individuel-
len Beobachtungsfensters liegt, nicht als Einsteiger
identifiziert werden. In solchen Fällen stützt sich
die Bestimmung des Einstiegszeitpunktes auf der
retrospektiv erhobenen Information zum Alter bei
der ersten Berufstätigkeit. Diese Information, die
üblicherweise im Rahmen des Biografieinterviews
der ersten Befragung einer Person erhoben wird,
beruht auf einer Erinnerungsleistung der Unter-
suchungsperson und ist daher weniger zuverlässig
(und somit anfälliger für Verzerrungen) als die un-
mittelbar gewonnene Information über den Berufs-
einstieg. Allerdings ist bei Berufseinsteigern die
Zeitspanne zwischen abgefragtem Ereignis und Er-
hebungszeitpunkt relativ klein, nämlich höchstens
drei Jahre. Mögliche Verzerrungen werden daher
als geringfügig eingeschätzt und dem konfligieren-
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mäßig eng definiert und auf Personen beschränkt, deren
außerfamiliäre Rolle primär die des Erwerbstätigen ist.
Veränderungen im Ausmaß von Nebenerwerbstätigkeit,
beispielsweise von Studenten, sind zwar durchaus ernst zu
nehmende Folgen aktuellen sozial- und bildungspoliti-
schen Handelns, die in dieser Studie adressierten Zusam-
menhänge sollen allerdings isoliert von Entwicklungen,
die eher auf Veränderungen des Bildungssystems als des
Arbeitsmarktes beruhen, untersucht werden.
7 Eine Übersicht zu den verwendeten Original-Variablen
befindet sich im Anhang des Artikels (Tabelle A1). Dies
gilt auch für alle weiteren Konzepte.
den Ziel eines optimalen Ausschöpfens der in der
Stichprobe vorhandenen Information untergeord-
net. Insgesamt können 8692 Beobachtungen inner-
halb der (gepoolten) Stichprobe ermittelt werden,
die nach der dargelegten Definition Berufseinsteiger
betreffen. Dabei variiert die Anzahl auf Jahresbasis
zwischen 445 (1995) und 725 (2000).
Als Wiedereinsteiger gelten Personen, die sich in
einer Erwerbsphase befinden, der eine Phase der
Arbeitslosigkeit vorausging. Darunter fallen nicht
diejenigen Personen, bei denen die Phase der Ar-
beitslosigkeit direkt an die Ausbildungsphase ange-
schlossen ist (diese Personen gelten als Einsteiger).
Die Abgrenzung von Langzeitarbeitslosen orientiert
sich an der entsprechende OECD-Definition
(OECD 1987): Personen, die vor dem Wiederein-
stieg mindestens 12 Monate ununterbrochen ar-
beitslos waren, gelten als Wiedereinsteiger aus der
Langzeitarbeitslosigkeit.
Die Bestimmung der Wiedereinsteiger in der Stich-
probe basiert im Wesentlichen auf Verlaufsdaten
zur Erwerbsbiografie, die in jeder Welle retrospek-
tiv und auf Monatsbasis für das vorgelagerte Jahr
erhoben werden. Ist ein Befragter zum Erhebungs-
zeitpunkt t erwerbstätig und berichtet in den Ver-
laufsitems zum Vorjahr, mindestens einmal arbeits-
los gewesen zu sein, gilt er zu den Zeitpunkten t
und t+1 als Wiedereinsteiger. Um Personen aus-
zuschließen, die sich zwar als arbeitslos bezeichnen,
aber trotzdem nach den in dieser Studie angelegten
Kriterien erwerbstätig sind, wird zusätzlich über
die Variable zur Jobmobilität überprüft, ob in dem
betreffenden Jahr ein Wechsel des Erwerbsstatus
stattgefunden hat. Insgesamt können 11.232 Beob-
achtungen innerhalb der (gepoolten) Stichprobe er-
mittelt werden, die Wiedereinsteiger betreffen. Da-
bei variiert die Anzahl zwischen 340 (1991) und
929 (2001) pro Jahr. Zur Differenzierung vormals
Langzeitarbeitsloser werden auf Basis des Verlaufs-
datensatzes des SOEP Variablensets generiert, die
für jede Person die Jahre auflisten, in denen sie Pha-
sen der Langzeitarbeitslosigkeit abschließt. Diese
Sets werden den Messungen des Paneldatensatzes
zugespielt. Wenn nun im Vorjahr eines Wiederein-
stiegs der Abschluss einer Phase der Langzeit-
arbeitslosigkeit angezeigt wird, gilt die Person als
Wiedereinsteiger aus der Langzeitarbeitslosigkeit.
Dieses trifft auf 3.404 (und damit etwas mehr als
30 %) der insgesamt 11.232 Wiedereinstiegsfälle
zu.
Ein weiterer bedeutender erklärender Faktor ist die
Zeit. Die Spezifikation des Trends beruht aufgrund
der Struktur des Reformprozesses (s. o., Abschnitt
2), die sich in den Hypothesen wiederfindet, auf
drei Phasen, von denen die erste die Jahre 1991 bis
1997, die zweite die Jahre 1998 bis 2002 und die
dritte die Jahre 2003 bis 2006 umfasst.
Neben den Variablen, welche die zentralen Begriffe
der Hypothesen abbilden, werden in die Analysen
verschiedene Kontrollvariablen integriert, um Alter-
nativerklärungen für überproportionale Verände-
rungen des Armutsrisikos bestimmter Gruppen aus-
zuschließen. Eine Zunahme des Armutsrisikos von
Berufseinsteigern erklärt sich möglicherweise durch
Veränderungen in ihrer (Aus-) Bildungsstruktur.
Ein Rückgang an Hochschulabsolventen, wie er
von Müller und Pollak (2004) für männliche Bil-
dungsabsolventen ausgewiesen wurde, hätte bei-
spielsweise eine Vergrößerung des Anteils niedriger
qualifizierter und damit gefährdeter Einsteiger zur
Folge. Um solche Prozesse von der Entwicklung der
Armutsrisiken zu isolieren, wird eine Bildungs-
variable auf Basis der Casmin-Skala (Lechert et al.
2006) in die Analyse integriert.
Denkbar ist zudem, dass sich im Laufe des Unter-
suchungszeitraums prekäre, d. h. mit einem hohen
Armutsrisiko assoziierte Lebens- und Familienfor-
men insbesondere unter jungen Erwachsenen aus-
gebreitet haben. So befinden sich, wie mehrfach be-
legt wurde, unter allein erziehenden Personen
ausgesprochen viele Arme (Becker 2002, Fritzsche/
Haisken De-New 2004, Hanesch et al. 2000). Eine
Vergrößerung dieser Gruppe hätte daher zwangs-
läufig eine erhöhte Inzidenz von Armut unter Be-
rufseinsteigern zur Folge. Um die Haushaltsform zu
kontrollieren, wird eine Variable verwendet, die un-
terschiedliche Partner- und Kinderkonstellationen
im Haushalt erfasst. Zudem wird nach der Er-
werbsbeteiligung des Partners differenziert, um
auch mögliche Veränderungen in den Erwerbs-
modellen der Haushalte zu kontrollieren.
Im Rahmen der Analyse soll ebenfalls geklärt wer-
den, ob die mutmaßlichen Veränderungen in Aus-
maß und Struktur von Armut unter Erwerbstätigen
weniger durch politische Reformen als vielmehr
durch wirtschaftliche Dynamiken ausgelöst wur-
den. Bei solchen Prozessen handelt es sich zwar
auch um Effekte des Arbeitsmarktes auf individuel-
le Lebensbedingungen, allerdings bilden sie nicht
arbeits- oder sozialpolitischen Wandel ab und sol-
len deswegen hier isoliert werden. Daher werden in
den gerechneten Modellen mehrere makroöko-
nomische und branchenstrukturelle Variablen spe-
zifiziert. Verschiedene Branchen werden auf Basis
der Nace-Skala in insgesamt 12 Sektoren entspre-
chend der EU-Standardklassifikation (Statistisches
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Bundesamt 2003) unterteilt. Prozesse der Tertiari-
sierung, die Ein- und Wiedereinsteiger möglicher-
weise verstärkt betreffen und deswegen auch mit
einem ansteigenden Armutsrisiko assoziieren, kön-
nen auf Grundlage dieser Variable kontrolliert wer-
den. Als Indikatoren der wirtschaftlichen Situation
werden zudem die Arbeitslosenquote (Bundes-
agentur für Arbeit 2008) sowie Veränderungen des
Bruttoinlandsproduktes (Räth/Braakmann 2008)
integriert.8
Zur Plausibilisierung der gebotenen Erklärungen
für einen überproportional ansteigenden Anteil an
Armen unter den Einsteigern und Wiedereinsteigern
wird zudem die Entwicklung von Niedriglohnquo-
ten herangezogen. Werden steigende Armutsquoten
tatsächlich maßgeblich durch sozial- und insbeson-
dere arbeitspolitischen Wandel verursacht, so sollte
der Verlauf von Armutsquoten zumindest nähe-
rungsweise durch Veränderungen entsprechender
Niedriglohnquoten reflektiert werden.
5.3 Analysestrategie
Im Rahmen der deskriptiven Abschnitte werden zu-
nächst die phasenspezifischen Armutsquoten für
die betrachteten Gruppen ausgewiesen und an-
schließend Veränderungen des Niedriglohnrisikos
berichtet. Die formal-statistische Absicherung der
Hypothesen und Kontrolle der Effekte möglicher
Störvariablen erfolgt im Rahmen einer logistischen
Regressionsschätzung der Determinanten des Ar-
mutsrisikos. Unterschiedliche Verläufe des Armuts-
risikos zwischen Einsteigern, Wiedereinsteigern
und sonstigen Erwerbstätigen werden durch die In-
tegration entsprechender Interaktionsvariablen spe-
zifiziert. Auf diese Weise können gruppenspezi-
fische Unterschiede im Trendeffekt unmittelbar auf
Signifikanz getestet werden. Wegen der wiederhol-
ten Befragungen von Untersuchungseinheiten im
Rahmen des Panels und der damit verbundenen sta-
tistischen Probleme werden zur Korrektur der Test-
statistiken robuste Standardfehler (Wooldridge
2002) verwendet.9 Auf die (vollständige oder teil-
weise) systematische Spezifikation der Personen-
effekte (im Rahmen eines Fixed- oder Random Ef-
fects Modells) wird bewusst verzichtet, da explizit
Unterschiede zwischen Versuchseinheiten analysiert
werden und die Betrachtung von intraindividuellen
Differenzen (wie in Fixed- und Random Effects
Schätzungen üblich) vor diesem Hintergrund zu
verzerrten und kaum interpretierbaren Ergebnissen
führt.
Zuletzt sei darauf hingewiesen, dass insbesondere
in den ersten Jahren des Untersuchungsfensters der
Arbeitsmarkt in Ostdeutschland durch den Anpas-
sungsprozess an den westdeutschen geprägt ist
(Görzig et al. 2004). Zudem sind westdeutsche Ein-
steiger in den frühen Perioden des fokussierten
Zeitraums überrepräsentiert, da Übergänge vor
1991 in Ostdeutschland nicht identifiziert werden
können.10 Die in dieser Studie analysierten Ent-
wicklungen werden also durch andere Prozesse
überlagert, die sich aus unterschiedlichen metho-
dischen und politischen Ausgangspunkten in den
beiden Landesteilen ergeben. Um diese Prozesse zu
isolieren, werden separate Analysen für Ost- und
Westdeutschland durchgeführt. Zudem wird der
Zeitraum bis 1993 in Ostdeutschland nicht berück-
sichtigt – die erste Phase umfasst hier also lediglich
die Jahre 1993 bis 1997.
6. Ergebnisse
6.1 Entwicklungen spezifischer Armutsquoten
Tabelle 2 zeigt die Entwicklung der Armutsquoten
von Einsteigern, Wiedereinsteigern und allen Er-
werbstätigen in Westdeutschland über die drei Pha-
sen des Reformprozesses hinweg. Ausgewiesen wer-
den jeweils die mittleren Armutsquoten. Deren
Niveau unterscheidet sich während des gesamten
Beobachtungszeitraums zwischen den Gruppen,
wobei das Ausmaß der gruppenspezifischen Unter-
schiede im Zeitverlauf stark variiert.
In der ersten Phase zwischen 1991 und 1997 liegen
die Quoten von allen Erwerbstätigen, Einsteigern
und (nicht langzeitarbeitslosen) Wiedereinsteigern
noch relativ dicht beieinander, nämlich zwischen
5,3 und 7,9 Prozent. Lediglich die Quote der Wie-
dereinsteiger nach Langzeitarbeitslosigkeit liegt mit
17,2 Prozent deutlich über dem Durchschnitt.
Während danach das Armutsniveau aller Erwerbs-
tätiger relativ konstant bleibt und bis zur dritten
Phase geringfügig auf 6,4 Prozent zunimmt, ist über
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8 Eine Übersicht zu den Ausprägungen der beiden Makro-
variablen im Zeitverlauf befindet sich im Anhang des Arti-
kels (Tabelle A2).
9 Die Berechnung von Koeffizienten, Standardfehlern und
Teststatistik im Rahmen der logistischen Regressions-
schätzung erfolgt unter Verwendung des Statistik-Pro-
grammpakets StataTM (Statacorp 2005).
10 Schließlich gehören aus konzeptioneller Perspektive
diejenigen Personen mit einem Berufseinstieg in den Jah-
ren 1989 und 1990 ebenfalls zur Population der Einsteiger
im Jahr 1991 (bzw. 1992).
den gesamten Zeitraum ein starkes Wachstum der
Armutsquoten von Einsteigern (um fast zwei Drit-
tel) und Wiedereinsteigern (um mehr als drei Vier-
tel) auf 11,7 bzw. 14,2 Prozent festzustellen. Die
Quote vormals langzeitarbeitsloser Wiedereinstei-
ger wächst etwas schwächer und steigt um knapp
die Hälfte auf 25 Prozent. Somit ist für alle betrach-
teten Randgruppen ein deutlich überproportionales
Wachstum des Armutsrisikos erkennbar. Auffällig
ist dabei, dass das Armutsrisiko von Einsteigern be-
sonders zwischen der ersten und zweiten Phase zu-
nimmt, während der Anstieg in den anderen Grup-
pen gleichmäßiger verläuft.
In Ostdeutschland ist das Armutsniveau in allen
Gruppen höher als in Westdeutschland (Tabelle 3).
Über den gesamten Zeitraum steigt der Anteil an ar-
men Erwerbstätigen von 10 auf 12,9 Prozent und
somit etwas stärker als in Westdeutschland. Wie-
derum wird ein deutlich überproportionales Wachs-
tum für die Wiedereinsteiger ausgewiesen. Deren
Quoten wachsen um gut 50 bzw. nahezu 90 Pro-
zent (vormals Langzeitarbeitslose). Das Armutsrisi-
ko der Einsteiger steigt dagegen leicht unterdurch-
schnittlich an. Auffällig ist, dass der positive
Zuwachs in Ostdeutschland in allen Gruppen erst
zwischen der zweiten und dritten Phase erfolgt,
während vorher die Armutsquoten rückläufig sind
bzw. nur geringfügig steigen (Einsteiger).
6.2 Entwicklungen der Niedriglohnquoten
Um zu überprüfen, inwiefern der überproportionale
Anstieg der Armutsquoten von Einsteigern und
Wiedereinsteigern auf Veränderungen der Rahmen-
bedingungen des Arbeitsmarktes zurückgeführt
werden kann, wird in diesem Abschnitt die Ent-
wicklung der Niedriglohnquoten im Zeitverlauf be-
richtet (Tabellen 4 und 5).
In Westdeutschland liegen zunächst, wie auch
schon bei der Armutsquote, die Niedriglohnquoten
von Einsteigern (20,4 %) und nicht langzeitarbeits-
losen Wiedereinsteigern (24,8 %) in der Nähe des
Durchschnittswertes (20 %). Lediglich das Niedrig-
lohnniveau der vormals langzeitarbeitslosen Wie-
dereinsteiger ist mit 36,8 % deutlich größer als das
aller Erwerbstätiger. Deren Quote steigt bis zum
Ende des Untersuchungszeitraums (um gut ein Vier-
tel) auf 25,2 Prozent. Für die Randgruppen wiede-
rum wird ein deutlich überproportionales Wachstum
zwischen den Phasen ausgewiesen: Die Niedrig-
lohnquote der Einsteiger steigt von der ersten zur
dritten Phase (um mehr als drei Viertel) bis auf 37,2
Prozent an, die der Wiedereinsteiger (um gut die
Hälfte bzw. ein Drittel) auf 38,6 bzw. 51 Prozent.
Im Gegensatz zur Armutsdynamik findet das
stärkste Niedriglohnwachstum in Westdeutschland
also nicht unter den Wiedereinsteigern, sondern un-
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Tabelle 2 Armutsquoten von Erwerbstätigen, Einsteigern und Wiedereinsteigern in Westdeutschland (1991–2006,
Angaben in Prozent)
Arbeitsmarktgruppen Phase Veränderung (in Prozent)
P1 (91–97) P2 (98–02) P3 (03–06) P1, P3
Alle Erwerbstätigen 5,3 5,8 6,4 20,8
Einsteiger 7,2 10,8 11,7 62,5
Wiedereinsteiger/o. Lz. 7,9 12,4 14,2 79,7
Wiedereinsteiger/Lz. 17,2 21,8 25 45,3
Abkürzungen: „o. Lz.“ für „ohne vormalige Langzeitarbeitslose“, „Lz.“ für „vormalige Langzeitarbeitslose“.
Datenbasis: SOEP 1991–2006, eigene, gewichtete Berechnungen. n=101.890
Tabelle 3 Armutsquoten von Erwerbstätigen, Einsteigern und Wiedereinsteigern in Ostdeutschland
(1993–2006, Angaben in Prozent)
Arbeitsmarktgruppen Phase Veränderung (in Prozent)
P1 (93–97) P2 (98–02) P3 (03–06) P1, P3
Alle Erwerbstätigen 10 8,3 12,9 29
Einsteiger 11,6 12,3 14,4 24,1
Wiedereinsteiger/o. Lz. 16,2 13,6 25,4 56,8
Wiedereinsteiger/Lz. 22,9 20 42,8 86,9
Abkürzungen: „o. Lz.“ für „ohne vormalige Langzeitarbeitslose“, „Lz.“ für „vormalige Langzeitarbeitslose“.
Datenbasis: SOEP 1993-2006, eigene, gewichtete Berechnungen. n=31.527
ter den Einsteigern statt. Dabei fällt auf, dass das
Wachstum in dieser Gruppe nicht, wie bei der Ar-
mutsquote, auf den Übergang zwischen den ersten
beiden Phasen begrenzt bleibt, sondern auch von
der zweiten zur dritten Phase stattfindet.
In Ostdeutschland ist kein bedeutender Unterschied
in den Verläufen der Niedriglohnquoten von Ein-
steigern, Wiedereinsteigern und allen Erwerbstäti-
gen erkennbar (Tabelle 5). Anders als in West-
deutschland lässt sich also in Ostdeutschland keine
ähnliche Entwicklung der Differenzen von Armuts-
und Niedriglohnquoten zwischen den Gruppen be-
obachten. Auffallend sind wiederum die gruppen-
spezifischen Niveauunterschiede der Quotenver-
läufe, die deutlich stärker als in Westdeutschland
ausgeprägt sind.
6.3 Multivariate Datenanalyse
Um einerseits auszuschließen, dass soziodemogra-
fische Verschiebungen, struktureller Wandel oder
wirtschaftliche Dynamiken die Ursachen des über-
proportionalen Anstiegs des Armutsrisikos der un-
tersuchten Gruppen sind, und andererseits die de-
skriptiven Resultate statistisch abzusichern, werden
in diesem Abschnitt die Ergebnisse einer Reihe lo-
gistischer Regressionsschätzungen berichtet (Tabel-
len 6 und 7).11 Dabei werden die aufgeführten Mo-
delle stufenweise spezifiziert. So können zunächst
die deskriptiven Ergebnisse reproduziert und auf
Signifikanz getestet werden, bevor in weiteren
Schritten die mögliche Konfundierung der Effekte
durch Störvariablen untersucht wird.
Modell 1 in Tabelle 6 berichtet die Veränderung des
Armutsrisikos für alle Erwerbstätigen in West-
deutschland, und zwar unabhängig von ihrer Ar-
beitsmarktposition. Über den Untersuchungszeit-
raum verändert sich das „Working Poor“-Risiko
signifikant positiv.12 Modell 2 schätzt die Verände-
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Tabelle 4 Niedriglohnquoten von Erwerbstätigen, Einsteigern und Wiedereinsteigern in Westdeutschland (1991–2006,
Angaben in Prozent)
Arbeitsmarktgruppen Phase Veränderung (in Prozent)
P1 (91–97) P2 (98–02) P3 (03–06) P1, P3
Alle Erwerbstätigen 20 22,6 25,2 26
Einsteiger 20,4 31,9 37,2 82,4
Wiedereinsteiger/o. Lz. 24,8 30,8 38,6 55,6
Wiedereinsteiger/Lz. 36,8 37,6 51 38,6
Abkürzungen: „o. Lz.“ für „ohne vormalige Langzeitarbeitslose“, „Lz.“ für „vormalige Langzeitarbeitslose“.
Datenbasis: SOEP 1991-2006, eigene, gewichtete Berechnungen. n=104.989
Tabelle 5 Niedriglohnquoten von Erwerbstätigen, Einsteigern und Wiedereinsteigern in Ostdeutschland (1993–2006,
Angaben in Prozent)
Arbeitsmarktgruppen Phase Veränderung (in Prozent)
P1 (93–97) P2 (98–02) P3 (03–06) P1, P3
Alle Erwerbstätigen 26,3 28,1 31 17,9
Einsteiger 44,8 36,2 52,8 17,9
Wiedereinsteiger/o. Lz. 43,5 45,7 52,5 20,7
Wiedereinsteiger/Lz. 66,3 70,1 74,4 12,2
Abkürzungen: „o. Lz.“ für „ohne vormalige Langzeitarbeitslose“, „Lz.“ für „vormalige Langzeitarbeitslose“.
Datenbasis: SOEP 1993-2006, eigene, gewichtete Berechnungen. n=31.536
11 Dabei werden, wie in der empirischen Sozialwissen-
schaft üblich, die Teststatistiken zweiseitiger Signifikanz-
tests ausgewiesen, obgleich die formulierten Hypothesen
nach formal-statistischen Kriterien durchaus die Anwen-
dung gerichteter (und somit eher zur Bestätigung neigen-
der) Tests rechtfertigten.
12 In Tabelle und Text sind die untransformierten Koeffi-
zienten der geschätzten Regressionsgleichung ausgewie-
sen, die Veränderungen der logarithmierten Odds spezifi-
zieren und sich nur in ihrer Tendenz intuitiv verständlich
interpretieren lassen. Die günstigeren Verteilungseigen-
schaften dieser Koeffizienten (verbunden mit der Möglich-
keit, die Teststatistik leicht aus den angegebenen Stan-
dardfehlern abzuleiten) wurden hier als wichtiger
bewertet als der begrenzte interpretative Mehrwert expo-
nierter Koeffizienten.
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Tabelle 6 Logistische Regression: Determinanten der Armutswahrscheinlichkeit Erwerbstätiger in Westdeutschland
(Logged Odds, Teststatistik unter Verwendung robuster Standardfehler berechnet)
Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4
Zeitpunkt
91–97 Referenz Referenz Referenz Referenz
98–02 0,09 (0,06) –0,03 (0,07) 0,07 (0,07) 0 (0,07)
03–06 0,21*** (0,07) 0,08 (0,09) 0,22*** (0,09) 0,02 (0,1)
Spezifische Effekte: Wiedereinsteiger/o. Lz.
Wiedereinsteiger 0,52*** (0,16) 0,39** (0,17) 0,29 (0,18)
Wiedereinsteiger *98–01 0,53** (0,23) 0,54** (0,25) 0,57** (0,26)
Wiedereinsteiger *02–06 0,58*** (0,23) 0,64*** (0,23) 0,7 *** (0,24)
Spezifische Effekte: Wiedereinsteiger/Lz.
Wiedereinsteiger 1,41*** (0,21) 1,2 *** (0,21) 0,87*** (0,21)
Wiedereinsteiger *98–01 0,32 (0,27) 0,35 (0,29) 0,49* (0,28)
Wiedereinsteiger *02–06 0,39 (0,26) 0,37 (0,27) 0,49* (0,27)
Spezifische Effekte: Einsteiger
Einsteiger 0,42*** (0,15) 0,3 ** (0,15) 0,3 * (0,15)
Einsteiger *98–01 0,48** (0,19) 0,66*** (0,19) 0,62*** (0,2)
Einsteiger *02–06 0,46** (0,23) 0,48** (0,24) 0,48** (0,24)
Kontrollvariablen
A. Bildung (nach Casmin)1
Hauptschulabschluss und Ausbildung (1c) Referenz Referenz
Kein Abschluss (1a) 0,94*** (0,14) 0,95*** (0,14)
Hauptschulabschluss ohne Ausbildung (1b) 0,58*** (0,1) 0,56*** (0,1)
Mittlere Reife ohne Ausbildung (2b) 0,12 (0,16) 0,05 (0,16)
Mittlere Reife und Ausbildung (2a) –0,73*** (0,1) –0,74*** (0,1)
(Fach-)Abitur ohne Ausbildung (2c_gen) –0,01 (0,17) –0,11 (0,17)
(Fach-)Abitur und Ausbildung (2c_voc) –0,87*** (0,15) –0,89*** (0,16)
Fachhochschulabschluss (3a) –1,46*** (0,23) –1,41*** (0,23)
Hochschulabschluss (3b) –1,48*** (0,14) –1,54*** (0,14)
Verw. 0,29 (0,19) 0,15 (0,2)
C. Haushaltskonstellation
Mit Eltern Referenz Referenz
Mit Partner/ohne Kind
Partner nicht erwerbstätig –0,35*** (0,13) –0,33** (0,13)
Partner erwerbstätig –1,07*** (0,13) –1,08*** (0,13)
Mit Partner/mit Kind
Partner nicht erwerbstätig 0,38*** (0,11) 0,45*** (0,12)
Partner erwerbstätig –0,32*** (0,1) –0,33*** (0,11)
Allein lebend –0,48*** (0,12) –0,46*** (0,12)
Allein erziehend 0,93*** (0,18) 0,9*** (0,17)
rung des Risikos, arm trotz Erwerbstätigkeit zu
sein, für verschiedene Zeitpunkte und Arbeits-
marktgruppen. Die Referenzkategorie, auf die sich
die ausgewiesenen Werte beziehen, ist die der sons-
tigen Erwerbstätigen bzw. Insider (definiert als Per-
sonen, die weder Ein- noch Wiedereinsteiger sind)
zwischen 1991 und 1997. Innerhalb dieser Per-
sonengruppe ist nun keine statistisch bedeutsame
Veränderung der Koeffizienten mehr zu verzeich-
nen. Unter Kontrolle (bzw. Ausschluss) von Einstei-
gern und Wiedereinsteigern lässt sich ein signifikan-
ter Anstieg der Armutsquote unter Erwerbstätigen
im Zeitraum zwischen 1991 und 2006 also nicht
nachweisen.
Das Risiko, arm trotz Erwerbstätigkeit zu sein, ist
in der ersten Phase für beide Gruppen der Wieder-
einsteiger größer als für einen „normalen“ Er-
werbstätigen. In der zweiten Phase, ab 1998, ver-
größert sich der Abstand im Armutsrisiko zwischen
nicht langzeitarbeitslosen Wiedereinsteigern und
sonstigen Erwerbstätigen weiter, angezeigt durch
die signifikant positiv von Null abweichenden Ko-
effizienten der entsprechenden Interaktionsvaria-
blen. Das Armutsrisiko solcher Wiedereinsteiger
steigt also im Zeitverlauf überproportional zur Ver-
änderung in der Gruppe der sonstigen Erwerbstäti-
gen an. Für vormals langzeitarbeitslose Wiederein-
steiger gilt dieses allerdings nicht: Zwar weisen die
Koeffizienten auch hier ein positives überproportio-
nales Wachstum aus, dieses ist jedoch statistisch
nicht bedeutsam.
Das Risiko für einen Einsteiger, arm trotz Erwerbs-
tätigkeit zu sein, ist in der ersten Phase (zwischen
1991 und 1997) signifikant größer als für einen
sonstigen Erwerbstätigen. Wiederum quantifizieren
die Koeffizienten der Interaktionsvariablen die Ver-
änderung im Risikoverhältnis zwischen den beiden
Gruppen im Zeitverlauf. Die durchgehend über
Null liegenden Koeffizienten zeigen an, dass der
Abstand im Armutsrisiko zwischen Einsteigern und
sonstigen Erwerbstätigen in den Phasen 2 und 3 sig-
nifikant größer ist als in der ersten Phase. Das Ar-
mutsrisiko von Einsteigern steigt also im Zeit-
verlauf signifikant überproportional an. Modell 2
zeigt auch, dass das überproportionale Wachstum
des Risikos von Einsteigern und Wiedereinsteigern
hauptsächlich zwischen der ersten und zweiten Pha-
se stattfindet: Die Koeffizienten der Interaktions-
variablen unterscheiden sich nicht (bzw. nur gering-
fügig) zwischen den beiden späten Phasen.13
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Tabelle 6 Fortsetzung
Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4
B. Sektoren1
Grundstoffverarbeitung Referenz








Dienste für Unternehmen 0,41*** (0,15)





Veränderung BIP 0,01 (0,02)
Anmerkungen: 1Um Reduktionen der Fallzahl zu vermeiden, wurde eine zusätzliche Kategorie in das Modell integriert („Verw.“), welche
alle Antwortverweigerer in der entsprechenden Variablen umfasst.
*p < 0.1, **p < 0.05, ***p < 0.01
Datenbasis: SOEP 1991–2006, eigene, gewichtete Berechnungen. n = 101.854
13 In einem weiteren, hier nicht dargestellten Modell wur-
In Modell 3 werden zusätzlich zu den gruppenspe-
zifischen Trendverläufen die Merkmale Bildung
und Haushalts- bzw. Erwerbskontext spezifiziert.
Für die Insider des Arbeitsmarktes wird nun wieder
eine positive, signifikante Veränderung des Armuts-
risikos von der ersten zur dritten Phase ausgewie-
sen. Offensichtlich verhindern also Verschiebungen
in der Bildungs- bzw. Haushaltsstruktur eine Zu-
nahme des (Brutto-)Armutsrisikos der sonstigen Er-
werbstätigen. Außerdem fällt auf, dass die Haupt-
effekte der Gruppenzugehörigkeit von Modell 2 zu
Modell 3 abnehmen. So wird deutlich, dass die de-
skriptiv ausgewiesenen Niveauunterschiede im Ar-
mutsrisiko zwischen Einsteigern, Wiedereinsteigern
und sonstigen Erwerbstätigen zumindest teilweise
durch Bildungs- und Haushaltsformeffekte erklärt
werden können.
Die Unterschiede in den Trendverläufen sind dage-
gen robust gegen die Erweiterung des Modells. Die
überproportionale Zunahme des Armutsrisikos der
analysierten Randgruppen wird also nicht über spe-
zifische Veränderungen der Haushaltsform- und
Bildungszusammensetzung innerhalb dieser Grup-
pen vermittelt.
Der Einfluss makroökonomischer und branchen-
struktureller Veränderungen auf die beobachteten
Armutsdynamiken wird in Modell 4 überprüft. Auf
individueller Ebene wird die Branchenzugehörig-
keit integriert, die jahresbezogenen Makroindikato-
ren Arbeitslosenquote und Veränderung des BIP
kontrollieren zudem die makroökonomische Ent-
wicklung. Wiederum zeigen sich im Vergleich zum
vorhergehenden Modell die Haupteffekte reduziert,
ein Teil der gruppenspezifischen Niveauunterschie-
de im Armutsrisiko lässt sich also auf Disproportio-
nalitäten in der Branchenstruktur zwischen den
Gruppen zurückführen.
Die Koeffizienten der Interaktionsvariablen er-
weisen sich allerdings erneut als robust gegen die
Kontrolle der zusätzlichen Variablen. Eine überpro-
portionale Verlagerung von Einsteigern und Wie-
dereinsteigern in prekäre Berufszweige hat also
nicht stattgefunden. Lediglich der Trendeffekt in
der Referenzgruppe wird eliminiert und so kann zu-
mindest der (um Bildungs- und Haushaltseffekte
bereinigte) Risikoanstieg innerhalb der sonstigen
Erwerbstätigen durch strukturelle bzw. makroöko-
nomische Entwicklungen erklärt werden. Auffällig
ist, dass durch die Kontrolle der Branchenstruktur
der Unterschied im Verlauf des Armutsrisikos zwi-
schen sonstigen Erwerbstätigen und Wiedereinstei-
gern aus der Langzeitarbeitslosigkeit akzentuiert
und schließlich (schwach) signifikant wird.
In Tabelle 7 werden die Ergebnisse identisch spezifi-
zierter Regressionsmodelle für Ostdeutschland be-
richtet. Die geschätzte Entwicklung des „Working
Poor“-Risikos aller Erwerbstätigen (Modell 1) ent-
spricht dem typischen U-förmigen Verlauf, den
Armuts- und Niedriglohnindikatoren seit der Wie-
dervereinigung für Ostdeutschland beschreiben.
Gleichwohl belegt die Veränderung des Trendeffek-
tes zwischen den Modellen 1 und 2, dass der An-
stieg des „Working Poor“-Risikos in Ostdeutsch-
land, ähnlich wie in Westdeutschland, zum großen
Teil durch Risikozunahmen in den Randgruppen
verursacht wird.
Für Einsteiger in Ostdeutschland wird allerdings,
entsprechend der deskriptiven Analysen, kein sig-
nifikantes überproportionales Wachstum des Ar-
mutsrisikos ausgewiesen. In den beiden Gruppen
der Wiedereinsteiger dagegen unterscheidet sich in
der dritten Phase die Differenz in den Risiken zur
Referenzgruppe signifikant von der in der ersten
Phase (Modell 2). Wie auch in Westdeutschland
sind die signifikanten Koeffizienten der gruppen-
spezifischen Trendvariablen robust gegen die Spezi-
fikation von Kontrollvariablen (Modell 3 und 4).
Abbildungen 1 und 2 illustrieren die Ergebnisse der
Regressionsschätzungen. Dargestellt ist die Ent-
wicklung der Armutsrisiken von sonstigen Erwerbs-
tätigen, Einsteigern und Wiedereinsteigern unter
Konstanthaltung der Kontrollvariablen, also unter
Verwendung der Schätzergebnisse aus Modell 4.
Berechnet wurden die Armutsrisiken jeweils für die
Modalkategorie der Kontrollvariablen.14 Auf diese
Weise sollen die Nettoeffekte sozial- und arbeits-
politischen Wandels verdeutlicht werden. Die Gra-
phen zeigen also, wie sich das Armutsrisiko inner-
halb der Gruppen entwickelt hätte, wäre es nicht zu
Veränderungen in ihrer (haushalts-, bildungs- und
branchen-) strukturellen Zusammensetzung sowie
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den zusätzlich geschlechtsspezifische Effekte der Arbeits-
marktposition in Westdeutschland untersucht. Hierbei
zeigte sich, dass das Risikogefälle zwischen den Rand-
gruppen und sonstigen Erwerbstätigen bei den Männern
signifikant größer ausfällt. Dieser Effekt verändert sich al-
lerdings im Zeitverlauf nicht. Das überproportionale
Wachstum des Armutsrisikos der Randgruppen findet also
in beiden Geschlechtergruppen gleichermaßen statt. In
Ostdeutschland ist weder ein signifikanter geschlechtspe-
zifischer Unterschied im Risikogefälle zwischen den Grup-
pen noch eine signifikante Veränderung dieses Gefälles im
Zeitverlauf zu verzeichnen.
14 Für die Arbeitslosenquote und die Veränderung des BIP
wurde jeweils der Durchschnitt aller Jahreswerte verwen-
det.
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Tabelle 7 Logistische Regression: Determinanten der Armutswahrscheinlichkeit Erwerbstätiger in Ostdeutschland
(Logged Odds, Teststatistik unter Verwendung robuster Standardfehler berechnet)
Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4
Zeitpunkt
93–97 Referenz Referenz Referenz Referenz
98–02 –0,2*** (0,07) –0,26*** (0,08) –0,26*** (0,09) –0,26*** (0,09)
03–06 0,29*** (0,08) 0,1 (0,1) 0,13 (0,11) 0,15 (0,12)
Spezifische Effekte: Wiedereinsteiger/o. Lz.
Wiedereinsteiger 0,75*** (0,13) 0,57*** (0,12) 0,46*** (0,11)
Wiedereinsteiger *98–02 0,06 (0,18) 0,09 (0,18) 0,07 (0,17)
Wiedereinsteiger *03–06 0,47** (0,22) 0,4 * (0,22) 0,42** (0,21)
Spezifische Effekte: Wiedereinsteiger/Lz.
Wiedereinsteiger 1,19*** (0,16) 0,92*** (0,16) 0,69*** (0,17)
Wiedereinsteiger *98–02 0,09 (0,22) 0,18 (0,22) 0,18 (0,22)
Wiedereinsteiger *03–06 0,82*** (0,25) 0,97*** (0,26) 0,95*** (0,25)
Spezifische Effekte: Einsteiger
Einsteiger 0,37* (0,2) 0,19 (0,22) 0,17 (0,22)
Einsteiger *98–02 0,33 (0,28) 0,29 (0,28) 0,22 (0,28)
Einsteiger *03–06 0,15 (0,3) –0,08 (0,31) –0,16 (0,32)
Kontrollvariablen
A. Bildung (nach Casmin)1
Hauptschulabschluss und Ausbildung (1c) Referenz Referenz
Kein Abschluss (1a) 1,25*** (0,33) 1,27*** (0,34)
Hauptschulabschluss ohne Ausbildung (1b) 0,5 *** (0,19) 0,43** (0,19)
Mittlere Reife ohne Ausbildung (2b) –0,13 (0,18) –0,06 (0,18)
Mittlere Reife und Ausbildung (2a) –0,56*** (0,1) –0,5 *** (0,1)
(Fach-)Abitur ohne Ausbildung (2c_gen) 0,22 (0,31) 0,23 (0,3)
(Fach-)Abitur und Ausbildung (2c_voc) –1,05*** (0,25) –0,94*** (0,25)
Fachhochschulabschluss (3a) –0,98*** (0,27) –0,91*** (0,28)
Hochschulabschluss (3b) –1,39*** (0,17) –1,33*** (0,18)
Verw. 0,29 (0,28) 0,08 (0,29)
C. Haushaltskonstellation
Mit Eltern Referenz Referenz
Mit Partner/ohne Kind
Partner nicht erwerbstätig –0,26 (0,18) –0,35 (0,18)
Partner erwerbstätig –1*** (0,14) –1,08*** (0,15)
Mit Partner/mit Kind
Partner nicht erwerbstätig 0,94*** (0,15) 0,94*** (0,15)
Partner erwerbstätig –0,03 (0,14) –0,1 (0,14)
Allein lebend 0,1 (0,15) 0,03 (0,15)
Allein erziehend 1,01*** (0,17) 0,94*** (0,17)
makroökonomischem Wandel gekommen. Der Ver-
lauf der dargestellten Kurven ist daher als „berei-
nigte“ Entwicklung der gruppenspezifischen Ar-
mutsrisiken zu interpretieren.
Abbildung 1 verdeutlicht, dass das bereinigte Ar-
mutsrisiko von Insidern während des Unter-
suchungszeitraums konstant bleibt. In beiden Grup-
pen der Wiedereinsteiger steigt es dagegen deutlich
an, wobei nicht nur das relative, sondern auch das
absolute Risikowachstum der vormals Langzeit-
arbeitslosen schwächer ist. Illustriert wird zudem,
dass sich die (bereinigten) Differenzen zwischen
Einsteigern und sonstigen Erwerbstätigen im letzten
Abschnitt des Untersuchungszeitraums nicht weiter
ausbreiten.
Abbildung 2 zeigt, dass die Konsolidierung in Ost-
deutschland zwischen 1993 und 2002 alle betrach-
teten Gruppen etwa in gleichem Maße betrifft.
Während das bereinigte Risiko der sonstigen Er-
werbstätigen anschließend wieder bis auf den ur-
sprünglichen Wert anwächst, steigen die Werte von
Wiedereinsteigern bis zum Ende des Untersu-
chungszeitraums weit über das Ausgangsniveau hi-
naus. Insbesondere für vormals Langzeitarbeitslose
wird hier das dramatische Ausmaß der Veränderun-
gen des Prekaritätsrisikos deutlich: Hätte sich in
dieser Gruppe seit 2003 nicht die (haushalts-, bil-
dungs- und arbeitsmarktstrukturelle) Zusammen-
setzung verändert, wäre innerhalb der letzten Phase
des Beobachtungszeitraums (zumindest für Ange-
hörige der Modalkategorien der Kontrollvariablen)
das Armutsrisiko um mehr als das Doppelte ange-
stiegen, selbst wenn auf den Einfluss der wirtschaft-
lichen Entwicklung hin kontrolliert wird.
7. Zusammenfassung und Diskussion
Ein zentraler Befund der berichteten Regressions-
modelle ist, dass bei Spezifikation der Trends von
Einsteigern und Wiedereinsteigern keine Zunahme
des Armutsrisikos in der Referenzgruppe sonstiger
Erwerbstätiger mehr ausgewiesen wird. Der leichte
Anstieg der „Working Poor“-Quote während des
Untersuchungszeitraums in West- und Ostdeutsch-
land, den die deskriptiven Analysen und viele wei-
tere Studien (vgl. Abschnitt 1) berichten, kann also
ausschließlich auf Veränderungen unter Einsteigern
und Wiedereinsteigern zurückgeführt werden. De-
ren Armutsrisiko steigt in Westdeutschland über-
proportional zur Gruppe der Insider an, und zwar
deutlich und statistisch signifikant, wie die Koeffi-
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Tabelle 7 Fortsetzung
Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4
D. Sektoren1
Grundstoffverarbeitung Referenz








Dienste für Unternehmen 0,32* (0,18)





Veränderung BIP 0 (0,02)
Anmerkungen: 1Um Reduktionen der Fallzahl zu vermeiden, wurde eine zusätzliche Kategorie in das Modell integriert („Verw.“), welche
alle Antwortverweigerer in der entsprechenden Variablen umfasst.
*p < 0.1, **p < 0.05, ***p < 0.01
Datenbasis: SOEP 1993–2006, eigene, gewichtete Berechnungen. n = 31.518




























Anmerkungen: Vorhergesagte Werte für Personen mit erwerbstätigem Partner und Kind 
im Hh., Hauptschulabschluss mit Ausbildung und einer Stelle im Bereich der  Grunstoff -
verarbeitung.
Datenbasis: SOEP 1991–2006, eigene, gewichtete Berechnungen.
Abb. 1 Bereinigte Armutsquoten für



























Anmerkungen: Vorhergesagte Werte für Personen mit erwerbstätigem Partner und Kind 
im Hh., Hauptschulabschluss mit Ausbildung und einer Stelle im Bereich der  Grunstoff -
verarbeitung.
Datenbasis: SOEP 1993–2006, eigene, gewichtete Berechnungen.
Abb. 2 Bereinigte Armutsquoten für
Einsteiger, Wiedereinsteiger und sonstige
Erwerbstätige in Ostdeutschland
(1993–2006)
zienten entsprechender Interaktionsvariablen bele-
gen. Die erste Hypothese wird also bestätigt.
Analysen zur Entwicklung von Niedriglohnrisiken
verdeutlichen, dass, wie vermutet, arbeitsmarktspe-
zifische Prozesse Ursache der beobachteten Trends
in den Armutsquoten sind: Insbesondere in West-
deutschland wird die Entwicklung der materiellen
Lebensbedingungen von Einsteigern, Wiedereinstei-
gern und Insidern näherungsweise durch die ver-
änderte Lohnsituation auf dem Arbeitsmarkt (bzw.
den Verlauf der jeweiligen Niedriglohnquoten)
widergespiegelt.
Die multivariaten Analysen zeigen zudem, dass die
beobachteten Veränderungen in den Lebensbedin-
gungen von Ein- und Wiedereinsteigern nicht auf
strukturelle Veränderungen zurückzuführen sind:
Auf der Grundlage eines Vergleichs der schrittweise
spezifizierten Regressionsmodelle kann weitest-
gehend ausgeschlossen werden, dass der überpro-
portionale Anstieg des Armutsrisikos von Einstei-
gern und Wiedereinsteigern in Westdeutschland in
der Ausdifferenzierung von Familien- und Erwerbs-
modellen oder in Veränderungen der Bildungs-
zusammensetzung begründet liegt.
Im Rahmen dieser Studie wurde zusätzlich der Ver-
such unternommen, den Einfluss politischer Maß-
nahmen von branchenstrukturellen und makroöko-
nomischen Entwicklungen zu isolieren. So führen
Giesecke und Verwiebe (2008) eine zunehmende
Lohnungleichheit in Deutschland u. a. auf „das
Zurückdrängen der Industrie- zugunsten der
Dienstleistungsproduktion“ sowie „wachsende Welt-
marktkonkurrenz“ zurück. Zumindest der erst-
genannte Prozess kann als treibende Kraft hinter
den in dieser Studie beobachteten Armutsdynami-
ken weitgehend ausgeschlossen werden; die zu-
nehmenden Disparitäten zwischen Insidern und
(Wieder-)Einsteigern zeigen sich gegenüber einer
differenzierten Kontrolle der Branchenstruktur äu-
ßerst robust. Wachsende Weltmarktkonkurrenz
lässt sich dagegen als möglicher Erklärungsfaktor
nicht vollständig ausschließen, zumal die analysier-
ten Reformen als politisch gesteuerte Anpassungs-
prozesse an veränderte globale Kontextbedingun-
gen gedeutet werden können (vgl. Abschnitt 1,
Andreß/Seeck 2007). Schließlich verringert sich zu-
mindest der (um haushalts- und bildungsstrukturel-
le Effekte bereinigte) Basistrend in der Referenz-
gruppe bei Integration der zusätzlichen Variablen.
Veränderungen des Risikos innerhalb der analysier-
ten Gruppen werden also teilweise durch branchen-
strukturelle und ökonomische Faktoren erklärt, Ni-
veauverschiebungen zwischen den Gruppen (und
somit der überproportionale Risikoanstieg der
[Wieder-]Einsteiger) jedoch nicht.
Somit erlaubt die in dieser Studie eingenommene
Übergangsperspektive also die Feststellung, dass es
unter maßgeblicher Beteiligung des dargestellten
Reformprozesses zu einer Zunahme prekärer Er-
werbsgelegenheiten an den Rändern des Arbeits-
marktes gekommen ist. Die Moderation der Effekte
von Deregulierung und Kommodifizierung durch
institutionelle Mechanismen (Gewerkschaften und
Kündigungsschutz) führen in Westdeutschland zu
einer deutlichen Schwächung der relativen Arbeits-
markt- und Wohlstandsposition von Einsteigern
und Wiedereinsteigern. Somit kann auch der Vor-
hersage einer breiten „Entstrukturierung sozialer
Ungleichheit“ (Giesecke/Groß 2005) nur teilweise
zugestimmt werden. Vielmehr unterschiedet sich
das reformbedingte Ausmaß an Freisetzung von Ar-
beitskraft auf dem Markt (bzw. das mit einer be-
stimmten Arbeitsmarktposition assoziierte „Schlie-
ßungspotenzial“, vgl. Giesecke/Verwiebe 2008)
deutlich zwischen Insidern und Outsidern. Die vor-
liegenden Ergebnisse lassen sich dementsprechend
als Beleg dafür deuten, dass sich der Insider/Outsi-
der-Konflikt auf dem Arbeitsmarkt seit Mitte der
1990er Jahre eher verstärkt denn reduziert hat.
Wenn auch die zentralen Tendenzen der empiri-
schen Resultate den formulierten Erwartungen ent-
sprechen, so weichen doch einige Ergebnisse von
den getroffenen Vorhersagen ab. Dies betrifft ers-
tens den abgeschwächten Risikoanstieg der Rand-
gruppen in der letzten Phase des Beobachtungszeit-
raums, zweitens die Entwicklung unter vormals
langzeitarbeitslosen Wiedereinsteigern sowie drit-
tens die Trendverläufe in Ostdeutschland. Im Fol-
genden sollen diese Befunde diskutiert werden.
Das Wachstum des Armutsrisikos von Einsteigern in
Westdeutschland stagniert in der dritten Phase, ob-
gleich der Reformmechanismus Deregulierung, der
für diese Gruppe besonders relevant sein sollte, ab
2003 weiter ausgebaut wird. Auffällig ist, dass sich
die einsteigerspezifische Niedriglohnquote entspre-
chend der Vorhersage verhält und auch nach 2002
noch deutlich ansteigt. Offensichtlich wirken also
die späteren Reformen wie vorhergesagt, werden
aber auf individueller Ebene kompensiert. So ist
denkbar, dass unter Berufseinsteigern verstärkt Ein-
kommen aus mehreren Jobs gebündelt werden. Die-
ser Vermutung entsprechend haben z. B. Hirschenau-
er und Wießner (2006) die Vergrößerung des Anteils
der Mehrfachbeschäftigten in Westdeutschland zwi-
schen 2002 und 2004 empirisch belegt.
Einen weiteren Erklärungsansatz für die asynchro-
ne Entwicklung von Armuts- und Niedriglohnrisiko
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unter Einsteigern in der letzten Phase bieten bisher
nicht behandelte sozialpolitische Umverteilungs-
mechanismen. So weisen Becker/Hauser (2006) im
Rahmen einer Simulationsanalyse nach, dass allein
lebende Hilfeempfänger eine der wenigen Personen-
gruppen sind, die mehrheitlich von der Neujustie-
rung grundsichernder Transferinstrumente im Rah-
men des SGB III profitieren. Die vorliegenden Daten
zeigen wiederum, dass Einsteiger innerhalb dieser
begünstigten Gruppe überproportional vertreten
sind (eigene Berechnungen auf Basis des SOEP).
Ähnliche Argumente können für die Gruppe der
Wiedereinsteiger ins Feld geführt werden. Deren
Armuts- und Niedriglohnrisiken steigen zwar auch
in der dritten Phase weiter deutlich an, das Wachs-
tum setzt allerdings entgegen der Hypothese bereits
ab 1998 ein. Arbeitsmarktspezifische Regelungen
greifen also entgegen den theoretischen Überlegun-
gen bei Wiedereinsteigern bereits zu einem Zeit-
punkt, an dem noch keine Erhöhungen des Grades
an Kommodifizierung vorgenommen wurden.
An dieser Stelle wird eine Schwäche der idealtypi-
schen Darstellung des Reformprozesses bzw. seiner
Implikationen sichtbar: In der Realität wirken sich
offensichtlich bereits Veränderungen des Qualifika-
tionsschutzes auf die Arbeitsbedingungen von Wie-
dereinsteigern aus, selbst wenn diese noch nicht
von kommodifizierenden Neuregelungen flankiert
werden. Arbeitsvermittler drängen offenbar schon
unter solchen Bedingungen verstärkt auf eine status-
inadäquate Integration ihrer Klientel, zumal sie da-
bei von bereits bestehenden Sanktionsmöglichkei-
ten unterstützt werden.
Unerklärt sind bisher zudem die empirischen Auf-
fälligkeiten innerhalb der Gruppe der Wiederein-
steiger in Westdeutschland. Zwischen den beiden
spezifizierten Gruppen besteht zwar ein (erwart-
barer) Niveauunterschied im Prekaritätsrisiko,
allerdings ist der Trendeffekt für die vormals Lang-
zeitarbeitslosen kleiner und darüber hinaus ledig-
lich im voll spezifizierten Modell (schwach) signifi-
kant. Eine Erklärung hierfür kann in Anlehnung an
Gangl (2004) entwickelt werden, der zeigt, dass
umfangreiche soziale Absicherungen bei Arbeits-
losen selektivere Suchprozesse und letzten Endes
auch ein besseres Matching auf dem Arbeitsmarkt
einleiten. Senkungen des Sicherungsniveaus führen
dementsprechend zu schlechteren Ergebnissen der
Arbeitsplatzsuche. Hieraus kann gefolgert werden,
dass sich die Gruppe der nicht langzeitarbeitslosen
Wiedereinsteiger während des Reformprozesses
verändert hat: Befand sich in dieser Gruppe vor-
mals ein großer Anteil Leichtvermittelbarer, wird
sie im Laufe des Reformprozesses verstärkt von Ar-
beitslosen durchdrungen, die im Zuge schärferer
Sanktionen und sinkender Zumutbarkeitsschwellen
kurzfristig in schlecht entlohnte, qualifikations-
inadäquate Erwerbsgelegenheiten gedrängt werden.
Dementsprechend haben sich sowohl Niedriglohn-
als auch Armutsrisiken stärker unter den nicht
langzeitarbeitslosen Wiedereinsteigern ausgebreitet.
Umgekehrt verhält es sich in Ostdeutschland: Hier
sind die Langzeitarbeitslosen dem stärksten Anstieg
des Armutsrisikos ausgesetzt. Dieses kann mit dem
konstant hohen Niedriglohnrisiko innerhalb dieser
Gruppe einerseits und der zunehmenden Assozia-
tion zwischen niedrigen Löhnen und Armut in Ost-
deutschland anderseits erklärt werden. So beträgt
das Armutsrisiko für ostdeutsche Niedriglöhner
1997 15 Prozent und steigt danach bis 2005 um das
2,5-fache bis auf 38 Prozent (und somit deutlich
überproportional) an (Gießelmann/Lohmann 2008,
eigene Berechnungen für 2005). Der hier beobach-
tete Trend transportiert also faktisch eine veränder-
te Rolle von niedrigen Löhnen auf der Haushalts-
ebene in Ostdeutschland, die zunehmend das
einzige, kaum existenzsichernde Haupteinkommen
bilden. Dies kann wiederum mit der Annäherung
an das westdeutsche Familienmodell im Zuge einer
partiellen Gleichschaltung institutioneller Rahmen-
bedingungen bzw. mit dem Rückgang weiblicher
Erwerbsbeteiligung in Ostdeutschland während des
Untersuchungszeitraums (Klenner 2002) erklärt
werden. Darüber hinaus verweist der Verlauf der
gruppenspezifischen Armutsquoten in Ostdeutsch-
land darauf, dass die im Rahmen dieser Studie un-
tersuchten Prozesse dort stark durch andere Dyna-
miken überlagert werden, nämlich insbesondere die
Konvergenz an westdeutsche Lebensbedingungen.
Bleibt zuletzt noch die Frage nach der sozialpoliti-
schen Relevanz der Ergebnisse. Häufig wird die
Notwendigkeit der Reformen über ihren Beitrag
zur Verhinderung von Arbeitslosigkeit sowie zur
Stärkung sozialer Gerechtigkeit begründet (z. B.
Zimmermann 2005). Eine Ausweitung des Niedrig-
lohnsektors wird dabei auf politischer Ebene expli-
zit angestrebt (Heinelt 2003). Aus dieser Perspekti-
ve mag eine Prekarisierung der Lebensbedingungen
von Wiedereinsteigern nicht nur als unintendierter
Nebeneffekt, sondern sogar Indikator einer positi-
ven Entwicklung angesehen werden. Unklar ist je-
doch, inwieweit durch die vollzogenen politischen
Veränderungen tatsächlich beschäftigungspolitische
Ziele erreicht wurden. Einschlägige Veröffent-
lichungen sind diesbezüglich pessimistisch (Feil et
al. 2008). Fraglich ist zudem, ob die zunehmende
Ungleichheit zwischen Insidern und Outsidern noch
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mit dem expliziten Ideal größerer sozialer Gerech-
tigkeit korrespondiert.
Zusätzliche Schwierigkeiten dürfte die sozialpoliti-
sche Rechtfertigung bei den Einsteigern aufwerfen.
Deren Risikozunahme lässt sich nur begrenzt durch
verstärkte Arbeitsmarktaktivierung erklären und le-
gitimieren (insbesondere, da es in dem beobach-
teten Zeitraum nicht zu einem nennenswerten
Rückgang der Jugendarbeitslosigkeit gekommen ist
[Bundesagentur für Arbeit 2008]). Vor dem Hinter-
grund abnehmender Geburtenzahlen und einer Ver-
schiebung der Familienbildung im Lebenslauf, die
u. a. auf die Zunahme ökonomischer Unsicherheit
junger Erwachsener zurückgeführt wird (Blossfeld/
Mills 2003), erscheint eine Prekarisierung der mate-
riellen Situation in der frühen Erwerbsphase als
besonders problematisch – auch unter demogra-
fischen Gesichtspunkten.
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Bildung casmin00 1a kein Abschluss
1b „Hauptschulabschluss ohne Ausbildung“
1c „Hauptschulabschluss und Ausbildung“
2b „mittlere Reife ohne Ausbildung“
2a „mittlere Reife und Ausbildung“
2c_gen „(Fach-)Abitur ohne Ausbildung“



















„mit nicht-erwerbstätigem Partner, ohne Kind“
„mit erwerbstätigem Partner, ohne Kind“
„mit nicht-erwerbstätigem Partner, mit Kind“










Sektoren nace00 „Land- und Forstwirtschaft“ (nace 01, 02, 05)
„Bergbau/ Energie“ (nace 10–14, 40, 41)
„Grundstoffverarbeitung“ (nace 20–28, 37)
„Investitionsgüter“ (nace 29–31, 33)
„Verbrauchsgüter“ (nace 15–19, 32, 34–36)
„Baugewerbe“ (nace 45)
„Handel/ Reparatur“ (nace 50–52)
„Verkehr/ Nachrichten“ (nace 60–64)
„Kredit/ Versicherung“ (nace 65–67)
„Dienste für Unternehmen“ (nace 70–74)
„sonstige Dienste“ (nace 55, 80, 85, 90, 92, 93)















Anmerkungen: * äquivalente Variablen anderer Jahre wurden ebenfalls zur Konzeptionalisierung für 2000 verwendet
Datenbasis: SOEP 1991-2006 (nur Erwerbstätige), eigene, gewichtete Berechnungen
Anhang: Ergänzende Angaben zu den empirischen Daten
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